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UNVERSCHÄMT – INAKZEPTABEL − INFAM 

DPolG weist Rassismusvorwürfe an die Polizei mit aller Schärfe zurück! 

Nach den schrecklichen Ereignissen in den USA und den sich daraus anschließenden 

– zum Teil – gewalttätigen demonstrativen Aktionen in Hamburg, zeichnet sich mal wie-

der blinder Aktionismus u.a. im Hamburger Regierungsbündnis von SPD und Bündnis 

90/Die Grünen ab. Einer dieser Schnellschüsse gipfelte in der Aussage von Innensena-

tor Andy Grote (SPD) in der „WAMS“ vom vergangenen Sonntag zur geplanten „Be-

schwerdestelle für Polizeigewalt“: 

 

„Niemand, der dort hingeht, soll befürchten müssen, dass daraufhin gegen ihn 

ermittelt wird.“ 

 

Sieht so das Verständnis des Innensenators für rechtsstaatliches Handeln aus? 

Erst die Kolleginnen und Kollegen mit der Kennzeichnungspflicht überziehen und 

dann sperrangelweit Tür und Tor für Beschuldigungen öffnen, bei denen derjenige 

der sie erhebt schön in der Deckung der Anonymität bleiben kann? 

 

Zur personellen Besetzung dieser „Beschwerdestelle“ hat man sich offenbar auch schon 

Gedanken gemacht, so soll diese nicht von Polizisten besetzt werden – man denke da 

eher z.B. an „Personal von der Hochschule der Polizei“. 

 

Einem Bewerbungsschreiben kommen hierbei die Äußerungen des Hamburger „Polizis-

ten und Polizeiausbilders“ Prof. Rafael Behr von der HdP im Webportal t-online vom 

11.06.2020 gleich, in denen er das Vertrauen, dass Polizisten hierzulande genießen, in 

Gefahr sieht – sei es dadurch, dass „von tausenden Polizisten“ während des G20-Gip-

fels „zu heftig gegen Demonstranten vorgegangen“ wurde, diese dann aber „von der 

Staatsanwaltschaft nicht bestraft worden sind“. Oder durch die seiner Meinung nach zu 

lasche Vorgehensweise gegen „Rassisten und Menschen mit rechtsextremer Gesin-

nung in der Polizei“. 

 

Und da ist er in bester Gesellschaft. So hatte auch die SPD-Bundesvorsitzende und 

Bundestagsabgeordnete, Saskia Esken, vor wenigen Tagen die gegenwärtige Rassis-

mus-Debatte zum Anlass genommen, der deutschen Polizei einen latent vorhandenen 

Rassismus vorzuwerfen.  
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Mit dieser pauschalen Unterstellung und einem ausgesprochenen Generalverdacht hat 

auch die SPD-Vorsitzende, alle deutschen Polizistinnen und Polizisten und darüber hin-

aus alle anderen Polizeibeschäftigten zu „latenten“ Menschenfeinden erklärt!  

 

Denn nichts anderes ist ein Rassist, ein Menschenfeind! Die DPolG Hamburg weist 

diesen haltlosen und ehrverletzenden Vorwurf mit aller Schärfe zurück! Wer als verant-

wortliche SPD-Spitzenpolitikerin, der Polizei und unseren Kolleginnen und Kollegen „la-

tent“ rassistisches Handeln und rassistische Strukturen vorwirft, ist unverschämt und 

nach Auffassung der DPolG geradezu infam! Inzwischen hat sie sich „relativiert“ – kein 

Generalverdacht, ein kommunikatives Missverständnis, natürlich.  

 

Wozu solch eine Stimmungsmache gegen die Polizei führen kann, zeigt eine ges-

tern in der „TAZ“ erschienene Kolumne, dort wird schon von der „Abschaffung 

der Polizei“ geträumt und die Autorin kommt zu dem Schluss, dass es nur eine 

„geeignete Option“ für Polizisten geben würde: „Die Mülldeponie. Nicht als Müll-

menschen mit Schlüsseln zu Häusern, sondern auf der Halde, wo sie von Abfall 

umgeben sind. Unter ihresgleichen fühlen sie sich bestimmt auch am wohlsten“.  

 

Unerträglich! „Defund the police“ – vermengt mit menschenverachtender Hetze. 

Die DPolG Bund hat zwischenzeitlich eine Strafanzeige u.a. wegen Volksverhet-

zung gegen die „TAZ“ erstattet.  

 

Die Jagdsaison ist eröffnet und es dürfen alle Hemmungen fallen gelassen und jedweder 

Hass und jedes Vorurteil gegen Kolleginnen und Kollegen wird freier Lauf gelassen!  

Dabei steht die Polizei aktuell weiterhin gemeinsam mit den Ärzten an der Spitze der 

Beliebtheitsumfragen und genießt tatsächlich das Vertrauen in der Bevölkerung. Dass 

dieses nun durch schamlose Diffamierungen und Angriffe aus dem linken, linksradikalen 

und linksextremen Lager sturmreif geschossen wird, kann und darf nicht zugelassen 

werden!  

 

Und statt dass der Innensenator seiner Rolle als Dienstherr gerecht wird und sich 

vor die Polizei stellt – wie es der niedersächsische Innenminister Boris Pistorius 

tat – wird den populistischen und haltlosen Vorwürfen Schützenhilfe geleistet! 

 

Die DPolG Hamburg steht an der Seite unserer Kolleginnen und Kollegen! Wir werden 

diese Diffamierungs- und Verleumdungskampagne nicht stillschweigend hinnehmen 

und jederzeit solchen perfiden Angriffen die Stirn bieten! Darauf können sich unsere 

Kolleginnen und Kollegen verlassen! Insbesondere der Landesvorsitzende der DPolG 

Hamburg, Joachim Lenders, bezieht in seinem Leitartikel für den Polizeispiegel 07/20 

eine deutliche Position. Schon jetzt könnt ihr den Leitartikel auf der Internetseite der 

DPolG Hamburg abrufen. 

 

Der Landesvorstand                  Hamburg, 17.06.2020 

https://www.dpolg-hh.de/

